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(Nr. 2339.) Vorläufige Verordnung über die Ausübung der Waldſtreu- Berechtigung. Vom 
3. März 1843. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. . ’ 


finden Uns bewogen, zur Verhuͤtung der Nachtheile, welche eine ungeregelte 
Ausübung der Waldſtreu-Berechtigung auf die Holzkultur ausübt, und um 
ſowohl den Waldbeſitzern die angemeſſene e e en ihrer Waldungen, 
als auch den Servitut- Berechtigten ſelbſt die nachhaltige Ausübung dieſer 
Berechtigung zu ſichern, 05 die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Schleſien, do und Sachſen, vorläufig bis zur Publikation einer neuen 
allgemeinen Forſt⸗ und Jagdpolizei⸗Ordnung, nu Anhörung Unſerer getreuen 
57 7 und auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums zu verordnen, 
wie folgt: 

S. 1. Die Waldſtreu⸗ Berechtigung beſteht in der Befugniß, abgefallenes 
Laub und Nadeln, ſo wie duͤrres Moos zum Unterſtreuen unter das Vieh, 
an : der Bereitung des Dingers, in dem Walde eines Andern einzu⸗ 
ammeln. 

$. 2. Wo der Umfang und die Art der Ausuͤbung dieſer Berechtigung 
durch Tue, Vertrag, richterliche Entſcheidung oder bereits vollendete 
Verjährung beſtimmt feſtgeſtellt worden iſt, behält es hiebei fein Bewenden. 
In Ermangelung ſolcher auf beſonderen Rechstiteln beruhender Verhaͤltniſſe 
dienen die nachſtehenden Vorſchriften lediglich zur Richtſchnur. er 

§. 3. Die Berechtigten muͤſſen ſich, wenn fie die Waldſtreunutzung in 
der naͤchſten Periode ($. 4. b.) ausüben wollen, ſpaͤteſtens bis zum 15. Auguſt 
eines jeden Jahres bei dem Waldbeſitzer oder deſſen verwaltenden Beamten 
melden, worauf ihnen ein koſtenfrei ausgefertigter Zettel zu ihrer Legitimation 
ertheilt wird. Dieſer Zettel iſt nur für den Zeitraum, für das Revier, und 
fuͤr die Perſonen guͤltig, auf welche derſelbe lautet. bee 

Die Streu- Berechtigten oder die von ihnen mit eee der 

Waldſtreu beauftragten Leute muͤſſen dieſe Zettel, wenn ſie Streu im Walde 
einſammeln, bei Vermeidung einer für jeden einzelnen Kontraventionsfall an 
den Wald⸗Eigenthuͤmer zu erlegenden Strafe von Gal bis Zehn Silbergro⸗ 

ſchen, ſtets bei ſich führen, und beim Ablauf der zur Streuſammlung beſtimmten 

Zeit, bei gleicher Strafe wieder abliefern. 
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$. 4. Die Berechtigung darf nur: 

a) in den vom Wald-⸗Eigenthuͤmer nach Maaßgabe einer zweckmaͤßigen 
Bewirthſchaftung des Forſtes geoͤffneten Diſtrikten, 

b) in den ſechs Winter- Monaten vom 1. Oktober bis zum 1. April, 

c) an beſtimmten vom Wald-⸗Eigenthuͤmer mit Ruͤckſicht auf die bisherige 
Obſervanz feſtzuſetzenden, jedoch auf hoͤchſtens zwei Tage in der Woche 
195 5 und von den Raff- und Leſeholz-Tagen verſchiedenen 
Wochentagen 

ausgeuͤbt werden. Beſteht aber nach dem Herkommen der Gebrauch, daß die 

Einſammlung der Streu gleich beim Beginn des Oktobers an mehreren nach 

einander folgenden Tagen, von allen Berechtigten gleichzeitig unter Aufſicht des 

Wald⸗Egenthuͤmers geſchieht, und hiemit das Einſammeln für das ganze Jahr 

geſchloſſen iſt, ſo behaͤlt es hiebei ſein Bewenden. 
N Die Berechtigung darf auch nur 
d) mit den in den Zetteln bezeichneten, nach der bisherigen Obſervanz zu 
beſtimmenden Transportmitteln, und 

e) nicht mit eiſernen, ſondern nur mit hoͤlzernen unbeſchlagenen Rechen 
oder Harken, deren Zinken ebenfalls nur von Holz ſeyn duͤrfen und min⸗ 
deſtens 21 Zoll von einander abſtehen muͤſſen, 

ausgeuͤbt werden. 

§. 5. Entſtehen uͤber die Frage: 
welche Diſtrikte zum Se zu oͤffnen ſind, ö 
zwiſchen dem Wald⸗-Eigenthuͤmer und den Berechtigten Streitigkeiten, fo wer⸗ 
den ſolche von dem Kreis⸗Landrath unter Zuziehung eines von dieſem zu waͤh⸗ 
lenden hiebei unbetheiligten Forſtbeamten und eines Oekonomieverſtaͤndigen, 
unter Vorbehalt des Rekurſes an das Plenum der vorgeſetzten Regierung, ent⸗ 
ſchieden. Ueber Streitigkeiten in Betreff der Transportmittel, ſo wie uͤber die 
mit Beruͤckſichtigung der bisherigen Obſervanz zum Streuholen zu beſtimmende 

Zahl der Tage ($. A. litt. c.) findet dagegen das ordentliche Rechtsverfahren Statt. 

8. 6. Die Waldſtreu kann zwar voruͤbergehend =: zu andern wirth⸗ 
ſchaftlichen Zwecken ($. 1.), z. B. zur ih 85 der Waͤnde der Wohnge⸗ 
baͤude, zur Bedeckung der Kartoffelgruben u. ſ. w., benutzt, darf aber in ihrer 

Endbeſtimmung nur zum Unterſtreuen unter das Vieh verbraucht, auch weder 

verkauft, noch ſonſt an Andere uͤberlaſſen werden. 

$. 7. Wer die Waldſtreu⸗ Berechtigung 
a) in anderen als den dazu geöffneten Diſtrikten (S. A. litt. a.), 
b) nach dem Schluß der Streulings⸗Periode (S. A. litt. b.), 
c) an andern als den im Zettel beſtimmten Tagen ($. A. litt. c.) 
ausuͤbt, ſoll beſtraft werden, a 
5 mit einer Geldbuße von Zehn Silbergroſchen, wenn die Streu getragen 
oder auf Radwern (Schiebkarren) geholt wird, s 
mit einer Geldbuße von Einem Thaler, wenn die Streu mit einer ein⸗ 
oder zweiſpaͤnnigen Fuhre, und f g 
mit einer Geldbuße von Zwei Thalern, wenn die Streu mit einer drei⸗ 
oder vierſpaͤnnigen Fuhre 
geholt wird. 5 
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Der Gebrauch der in S. 4. litt. e. verbotenen Harken wird, neben Kon⸗ 
fisfation derſelben, mit einer Strafe von Einem Thaler, und die Ausübung der 
Berechtigung mit groͤßeren, als den im Zettel bezeichneten Transportmitteln mit 
einer gleich hohen Strafe geahndet. 

Werden dieſe Kontraventionen bei Nacht, d. h. in der Zeit von einer 
Stunde nach Sonnenuntergang bis einer Stunde vor Sonnenaufgang, oder an 
Sonn⸗ und Feſttagen verübt, fo tritt der doppelte Betrag dieſer Strafe ein. 

„Der Verbrauch der Waldſtreu zu anderen Zwecken, als zum Unterſtreuen 
unter das Vieh ($. 6.), wird mit einer Strafe von Zwei Thalern, und der 
Verkauf oder die ſonſtige Ueberlaſſung der Waldſtreu an Andere, 

für eine Karre oder Traglaſt mit Einem Thaler, 

fur eine ein- oder zweiſpaͤnnige Fuhre mit Zwei Thalern, 

ür eine drei⸗ odr vierſpaͤnnige Fuhre mit Vier Thalern, 
neben dem Verluſte der Berechtigung auf ein Jahr geahndet. 

„In Wiederholungsfaͤllen nach vorgaͤngiger rechtskräftiger Verurtheilung 
zahlt der Kontravenient die doppelte Geldstrafe, außerdem verliert er, wenn er 
nach zweimaliger Verurtheilung wegen Streu-Veraͤußerüng ſich dieſes Ver⸗ 
gehens von Neuem ſchuldig macht, die Waldſtreu- Berechtigung auf die ganze 
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Dauer ſeiner Beſitzzeit. F 
Die oe fallen dem Wald-Eigenthuͤmer anheim. 
S. 8. Bei Betretung des Frevlers auf eine der in den 88. 3. und A. 


bezeichneten Kontraventionen tritt Pfändung ein, und der Wald-Eigenthümer iſt 
das abgenommene Pfand nur gegen Erlegung der auf die Kontravention ge⸗ 
ſetzten Strafe auszuantworten verpflichtet. f 

§. 9. Wer die erkannten Geldſtrafen zu zahlen unvermoͤgend iſt, hat 
an deren Stelle Gefaͤngnißſtrafe, oder nach der Wahl des Wald⸗Eigenthuͤmers 
Jorſt⸗ oder andere Straf⸗Arbeit, nach Maaßgabe der wegen Beſtrafung der 
Holz⸗Diebſtaͤhle beſtehenden Beſtimmungen, zu gewaͤrtigen. 

.$. 10. Die Unterſuchung der Kontraventionen gegen dieſe Verordnung 
und die Seffegung der darin angedroheten Strafen erfolgt durch die zur Unter: 
ſuchung und Beſtrafung der Holz⸗WDiebſtaͤhle beſtellten Forſtgerichte nach dem 
für Diefelbe vorgeſchriebenen Verfahren. Bei Kontraventionen gegen das Ver⸗ 
bot des Verkaufs von Waldſtreu aber (88. 6. und 7.) bleibt die Entſcheidung 
den ordentlichen Gerichten vorbehalten. 

8. 11. Bei der Unterſuchung der gegen dieſe Verordnung veruͤbten 
Kontraventionen wird den Angaben der lebenslaͤnglich oder doch mit dem An⸗ 
ſpruche auf lebenslaͤngliche Verſorgung angeftellten, nach Vorſchrift des . 20. 
des Geſetzes vom 7. Juni 1821. vereidigten, auch von dem Bezuge aller De: 
nunzianten⸗ und Straf⸗Antheile ausgeſchloſſenen 1 Jagd⸗ Beamten, 
welche den Angeſchuldigten auf Grund eigener Wahrnehmung dezuͤchtigen, volle 
Beweiskraft beigelegt, ſofern nicht der Angeſchuldigte durch Gegenbeweis ſeine 
Unſchuld auszufuͤhren oder die gegen ihn angebrachten Beweiſe zu entkraͤften 
vermag. Es ſind aber, wenn der Forſt⸗Beamte die veruͤbten Kontraventionen 
nicht ſelbſt ermittelt und die Thaͤter dabei betroffen hat, auch andere Beweis⸗ 
mittel zur Ueberfuͤhrung der Kontravenienten zulaͤſſig. 


$. 12. Jeder Forſt⸗Beamte, deſſen Angaben der Wald Eu 
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die volle Glaubwuͤrdigkeit nach Vorſchrift des $. 11. beigelegt ſehen will, muß 
bei dem Gericht eidlich dahin verpflichtet werden: 
daß er die Forſt⸗Kontraventionen, welche in dem Revier, in welchem 
er angeſtellt iſt, zu ſeiner Kenntniß kommen, mit aller Wahrheit und 
Gewiſſenhaftigkeit anzeigen, und was er über die That⸗Umſtaͤnde des 
Vergehens und uͤber deſſen Urheber und Theilnehmer aus eigner Anſicht 
wahrgenommen oder durch fremde Mittheilung erfahren habe, mit ge⸗ 
nauer mne en eee wolle. 8 
Eine Ausfertigung dieſes Verpflichtungs⸗Protokolls wird bei dem Forſtgericht 
($. 10.) niedergelegt, und im Falle der Verſetzung des Beamten na einem 
anderen Bezirke dem daſelbſt kompetenten Forſtgericht koſtenfrei uͤbermacht. Iſt 
der Beamte ſchon auf das Geſetz wegen Unterſuchung der Holz⸗Diebſtaͤhle ver⸗ 
5 fo iſt er durch das kompetente Gericht nur auf die obige Eidesnorm zu 
verweiſen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 5. Maͤrz 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
a Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. . v. Arnim. 99 


